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KOSOVO

Auf zur Normalität?

I mKosovofanden am
Wochenendedie ersten
Parlamentswahlenstatt.
Die Macht bleibtjedoch

vorerstin den Händen der
internationalen

Protektoratsverwaltung.

Späte Genugtuungfür Ibra-
hi mRugova: Der Vorsitzende
der Demokratischen Liga des
Kosovo (LDK), der bereits
vor zehn Jahren zum Präsi-
denten der südserbischen
Provinz gewählt worden war,
wird das Amt erneut antreten
können. Mit einem großen
Unterschied: Nach seinen
Wahlsiegen 1991 und 1998
hatte ihn bis auf die albani-
sche Regierung kein Staat in-
ternational anerkannt. Heute
kann sich Rugova wohlwol-
lender Schulterklopfer kaum
erwehren. Die LDK hat bei
den Parlamentswahlen am
Wochenende knapp 50 Pro-
zent der Sti mmeni mKosovo
erhalten.
Vor zweieinhalb Jahre wa-

ren internationale Verwalter
und Militärs in die ehedem
autonome serbische Provinz
eingezogen. Die Wahlen mar-
kierten die erste konstitutive
Etappe auf dem Weg zur
Schaffung eines souveränen
Staates. Als "Riesenerfolg für
die Menscheni mKosovo" be-
zeichnete die Sprecherin der
Organisation für Sicherheit
undZusammenarbeitinEuro-
pa(OSZE), Claire Trivina, den
Urnengang. Einen"herrausra-
genden Schritt in Richtung
Normalität" will Nato−Gene-
ralsekretär George Robertson
indemVotumerkannt haben.
Wie diese Normalität je-

doch aussehen soll, d.h. wel-
chen völkerrechtlichen Sta-
tus das Kosovo eines Tages
haben wird, ist auch nach
den Wahlen unklar. Zwar
warben Rugovas Demokrati-
sche Liga ebenso wie die bei-
den von früheren Komman-
deuren der Kosovo−Befrei-
ungsarmee UCKgeführten Al-
baner−Parteien AAK (Allianz
für die Zukunft des Kosovo)
und PDK Demokratische Par-
tei) während des Wahl-

kampfes unentwegt für die
Unabhängigkeit der Zwei−Mil-
lionen−Einwohnerprovinz. Am
besten "heute oder morgen"
sollees soweit sein, bekräftig-
te Rugova seine Forderung
amSonntag.
So weit aber will es

die Uno−Protektoratsverwal-
tungfür das Kosovo(UNMIK)
nicht kommenlassen. Das be-
teuerte zumindest der Leiter
der Mission, der Däne Hans
Häkerrup, indenvergangenen
Wochen i mmer wieder. Muss
er auch, denn: "Jeder Versuch
des neuenParlaments, die Un-
abhängigkeit auf die Tages-
ordnung zu setzen, wäre ein
Verstoß gegen die Uno−Reso-
lution." Mit diesemBeschluss
hatte der Sicherheitsrat der
Vereinten Nationen nach dem
Ende des Nato−Bombarde-
ments i m Sommer 1999 den
Wegfrei gemacht für den Ein-
zug der internationalen Ver-
walter. Auch wenndas Protek-
torat völkerrechtlich weiter
zu Jugoslawien gehört, steht
die Provinz seitdem unter
Aufsicht der Uno. Für die mi-
litärisch−polizeiliche Absiche-
rung des Waffenstillstandes
zwischen der Nato und Jugo-
slawien ist die 38.000 Mann
starke KosovoProtectionFor-
ce(Kfor) zuständig. Diese Pri-
vilegien aufgeben wollen Na-
to, Unounddiefür die Organi-
sation der Wahlen verant-
wortliche OSZEvorerst nicht.

Unabhängigkeit
steht nicht auf
der Tagesordnung
Der Abzug jugoslawischer

Militär− und Polizeieinheiten
hat zu keinem Zeitpunkt die
erhoffte Ruhe in die Provinz
gebracht. Deshalb denkt in
Brüssel oder Wien zur Zeit
niemand daran, die Herr-
schaft über das quasistaatli-

che GebildedenKosovo−Alba-
nern allein zu überlassen.
Auch wenn die Kfor in den
letztenbeidenJahrendieInte-
gration von mehr als 3.000
früheren UCK−Kämpfern in
das Kosovo−Polizeikorps
(TMK) sowie denExport zahl-
reicher Waffen und Ausbilder
nach Mazedonien augenzwin-
kernd toleriert hat, sind die
Sympathiewerte für die eins-
tigen Verbündeten erheblich
gesunken. Das räumt auch
Kfor−Sprecher Daz Slavenein.
Gegenüber der woxxbezeich-
nete er es außerdemals "un-
möglich, die Grenzezwischen
demKosovo und Mazedonien
komplett abzuriegeln". Die
Möglichkeit, derfrühere UCK−
Kommandeur Hashi m Thaqi
könne nach der Niederlage
seiner Demokratischen Partei
zum bewaffneten Kampf
zurückkehren, wollte Slaven
jedoch nicht weiter kommen-
tieren. Stattdessen verbreitet
er Zweckopti mismus: Er sei
zuversichtlich, "dass alle Par-
teien den Ausgang der fairen,
freien und demokratischen
Wahlenrespektieren werden".
Anlass, ihre Zurückhaltung

aufzugeben, hätten die ausge-
booteten Ex−Guerilleros
schonbald. So hatte die Chef-
anklägerindes Uno−Kriegsver-
brechertribunals, Carla del
Ponte, für Dienstag ihren Be-
such in der mazedonischen
Hauptstadt Skopje angekün-
digt. Neben Übergriffen der
albanisch−mazedonischen Na-
tionalen Befreiungsarmee
UCK sollten dem Vernehmen
nach auch mögliche Verbre-
chen des früheren Kosovo−
UCK−Kommandeurs und heu-
tigen Leiters des Polizeikorps
der Provinz, Agi m Ceku, the-
matisiert werden. Nach dem
Einzug der Kfor 1999 war Ce-
ku von der internationalen
Protektoratsverwaltung an

Vor der Kulisse der Kfor−Truppen: IbrahimRugovagewanndie ersten ParlamentswahlenimKosovo. (Foto: Epa)

die Spitze der Organisation
berufen worden. Offiziell eine
Art Technisches Hilfwerk
diente es seither als Sammel-
becken für arbeitslos gewor-
dene UCK−Kämpfer. Zu deren
Nebentätigkeitenzählte dabei
stets dieLieferungvon Waffen
und Ausbildernnach Mazedo-
nien. Sollten die Ermittlungen
gegen Ceku oder andere Ex−
UCK−Führertatsächlichzude-
ren Auslieferung nach Den
Haagführen, wäreeinAufruhr
wahrscheinlich. Denn der Är-
ger der kosovo−albanischen
Bevölkerung darüber, dass
Unmik und Kfor ihr vermeint-
liches Versprechen auf Unab-
hängigkeit bis heutenicht ein-
gelöst haben, ist ohnehin
schon groß genug. Auch die
ersten Parlamentswahlen seit
dem Ende der serbischen
Herrschaft in der Provinz
besänftigen die Separatisten
kaum. So fallen die meisten
für einen souveränen Staat
konstituierenden Elemente
weiter in den Zuständigkeits-
bereich der Protektoratsver-
waltung. Die Ressorts In-
neres, Äußeres, Verteidigung
und Justiz werden deshalb
gar nicht erst besetzt, Minis-
ter darf die künftige Regie-
runglediglichfür dieBereiche
Finanzen, Landwirtschaft,
Umwelt, Kommunikation und
Gesundheit stellen.
Außerdem muss UNMIK−

Chef Häkerrupjedemvonden
120 Abgeordneten verab-
schiedeten Gesetz zusti m-
men. Ihmsteht das Recht zu,
sämtliche Entscheidungen
der Legislative außer Kraft zu
setzen. Eine angesichts der
erdrückenden albanischen
Mehrheit i m Parlament ein-
hellig erwartete Unabhängig-
keitserklärungkönnte auf die-
se Weise problemlos für
ungültigerklärt werden.

Minderheitenstatus
sorgtfür Unmut
Für Unmut unter den Koso-

vo−Albanern sorgt außerdem
die Regelung, dass 20 der 120
Parlamentsmandate an Listen
und Kandidaten der Minder-
heiten vergeben werden. Un-
abhängig vom endgültigen
Ausgang der Wahlen erhalten
die Vertreter der Kosovo−Ser-
ben zehn Sitze, die der Roma
und der albanisch−sprachigen
Ashkali vier, die der musli mi-
schen Bosnier drei, die der
Türkenzwei unddieder Gora-
ni einen.

Nachder VertreibungZehn-
tausender Kosovo−Serben in
die angrenzenden jugoslawi-
schen Republiken Montene-
gro und Serbien 1999 hatte
die Uno−Verwaltung beson-
deres Augenmerkauf die Teil-
nahme der serbischen Min-
derheit gelegt. Ein Boykott
wie bei den Kommunalwah-
len i m Herbst letzten Jahres
sollte unbedingt vermieden
werden.
Aber erst nach wochenlan-

gen Verhandlungen gab die
Regierung in Belgrad dem
Drängen Häkerrups nach und
rief die serbische Minderheit
zur Beteiligung an der Wahl
auf. I m Gegenzug garantiert
das von Häkerrup und dem
stellvertretenden serbischen
Innenminister, Nebojsa Covic,
unterzeichnete Papier der
serbischen Regierung, dass
die Uno−Resolution 1244
durch"keinerlei Handlungder
provisorischen Regierungsin-
stitutionen geändert werden
kann". Ein gutes Jahre nach
dem Sturz Slobodan Milose-
vics erkennt die UNMIK die
Regierung in Belgrad damit
zumersten Mal als legiti men
Verhandlungpartner auf der
Suche nach dem künftigen
Status des Kosovoan.
Undi mmerhin gingfast die

Hälfte der sti mmberechtigten
serbischen Bevölkerung am
Wochenende zur Wahl. Wie
lange der Opti mismus Covics
anhalten wird, das Streben
der Kosovo−Albaner nach Un-
abhängigkeit aufzuhalten, ist
damit jedoch nicht gesagt.
"Dieses Dokument steht sym-
bolisch für die beginnende
Rückkehr Serbiens und Jugo-
slawiens auf ihr Territorium
im Kosovo", freute er sich
nach der Unterzeichung des
Abkommens am5. November.
Zwei Wochen später sieht es
so aus, als ob sich am Ende
doch eher die entstehenden
kosovo−albanischen Institu-
tionen durchsetzen werden.
Die albanischen Parteien, die
ausnahmslos die Unabhän-
gigkeit fordern, stellen etwa
85 Prozent i m neuen Parla-
ment in Pristina. Einer Rück-
kehr jugoslawischer Soldaten
und serbischer Polizisten
wird dieses Plenum nie zu-
sti mmen.
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